
der Gerichte mit den Gewerkschaften. Trotzdem kann 
der erreichte Stand nicht befriedigen, zumal auch hier 
sehr erhebliche Unterschiede zwischen den Bezirken 
festzustellen sind. So betrug die Mitwirkung nach § 3 
Abs. 3 AGO in den Bezirken Gera 40 %, Halle 36,4 %, 
Leipzig 31,4% und in Berlin 29,3%, dagegen in Dres­
den 10 %, Schwerin 10,5 % und Frankfurt (Oder) 14,2 %. 
Bei den Prozeßvertretungen nach § 17 Abs. 1 AGO lie­
gen die Bezirke Gera mit 41,6% und Schwerin mit 
35,5 % wesentlich über dem Durchschnitt, während die 
Bezirke Neubrandenburg mit 13,8 % und Rostock mit 
14,8% wesentlich darunter stehen.
Besondere Aufmerksamkeit und entsprechende Lei­
tungsmaßnahmen erfordert die Tatsache, daß die Ver­
handlungen in den Betrieben seit dem Jahre 1967 stän­
dig zurückgehen. Es waren 1969 lediglich 3,3% aller 
Verfahren. 1968 lag der Anteil bei 4,1 % und 1967 bei 
4,9"/o. Die gleiche Erscheinung ist auch hinsichtlich der 
Anzahl der Gerichtskritiken festzustellen, die 1967 
gegenüber den Vorjahren auf Grund von Hinweisen des 
Obersten Gerichts und vieler Bezirksgerichte zwar er­
heblich angestiegen war, seitdem aber von 6,1 % (1967) 
auf 4,4 % im vergangenen Jahr zurückgegangen ist. Als 
positiv ist zu bemerken, daß die öffentliche Auswertung 
der Verfahren von 7,5 % im Jahre 1968 auf 9,3 % im 
Jahre 1969 angestiegen ist.
Diesen und anderen Formen zur Erhöhung der Wirk­
samkeit der Verfahren ist leitungsmäßig ständige Auf­
merksamkeit zuzuwenden. Für die Erörterung der da­
mit zusammenhängenden Fragen einer klaren politisch- 
ideologischen und rechtlichen Verhandlungskonzeption 
sind auch die Diskussion über den Entwurf eines Ge­
setzes über das gerichtliche Verfahren in Zivil-, Fami­
lien- und Arbeitsrechtssachen'1 sowie die Schöffenschu­
lungen im Monat Mai zum Thema „Maßnahmen zur 
Erhöhung der Effektivität der Rechtsprechung in Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtssachen“4 5 zu nutzen.
Auf der Grundlage exakter Analysen der Rechtspre­
chung haben die Gerichte die politisch-ideologische und 
rechtliche Aussagekraft der Entscheidungen zu verstär­
ken sowie die Durchführung der Verfahren mit hoher 
gesellschaftlicher Wirksamkeit ständig weiter zu ver­
bessern. Dabei ist von der komplexen Bekämpfung der 
Ursachen und Bedingungen von Rechtsverletzungen 
auszugehen. Unter Berücksichtigung des Systemcharak­
ters der Rechtspflege ist die Anleitung gegenüber den 
Konfliktkommissionen nicht nur einseitig als Maß­
nahme zur Vermittlung von Erfahrungen des Gerichts 
aufzufassen; in breitem Umfange sind vielmehr auch 
die Erfahrungen der Konfliktkommissionen in die Vor­
bereitung gerichtlicher Leitungsdokumente einzubezie­
hen und bei der Ausarbeitung von Grundsätzen und 
Maßstäben in der Rechtsprechung zu nutzen.

Sozialistische Gemeinschaftsarbeit zur Durchsetzung 
der Richtlinie Nr. 28

Die Durchsetzung der Richtlinie Nr. 28 über das Zu­
sammenwirken der Gerichte mit den Konfliktkommis­
sionen verlangt echte Gemeinschaftsarbeit aller für die 
Anleitung der Konfliktkommissionen verantwortlichen 
Organe. Diese Gemeinschaftsarbeit ist auch auf der 
Grundlage der Vereinbarungen zwischen den Gerichten, 
den FDGB-Kreis- bzw. Bezirksvorständen und den 
Staatsanwaltschaften weiterzuführen, die auf die Ko­
ordinierung der Zusammenarbeit zur Anleitung 'der 
Konfliktkommissionen bei der komplexen Bekämpfung 
der Kriminalität und anderer Rechtsverletzungen ge­
richtet sind.

4 Vgl. dazu die Materialien in NJ 1970, Heft 6.
5 Vgl. die Materialien in „Der Schöffe“ 1970, Heft 4.

Die Berichterstattung der Direktoren der Bezirks­
gerichte vor den FDGB-Bezirksvorständen wird ziel­
gerichtet dazu genutzt, diesen einen Überblick über die 
Rechtsprechung der Konfliktkommissionen — wie sie 
sich in den Einspruchsverfahren zeigt — zu vermitteln 
und zugleich über die Schwerpunkte der Arbeit sowohl 
in inhaltlicher als auch in methodischer Hinsicht zu in­
formieren. Die Bezirksvorstände werten diese Ergeb­
nisse aus und sind in der Lage, die Rechtskommissio­
nen besser anzuleiten und Schwerpunkte für deren Ar­
beit vorzugeben.
Gewisse Schwierigkeiten bereitet es den Bezirks- und 
Kreisgerichten noch immer, eine umfassende Übersicht 
über die Arbeitsergebnisse der Konfliktkommissionen 
zu erlangen. Der Verfassungs- und Rechtsausschuß der 
Volkskammer stellte dazu fest, daß die Gewährleistung 
einer straff organisierten Auswertung der Erfahrungen 
und Erkenntnisse aus der Tätigkeit der gesellschaft­
lichen Gerichte besondere Bedeutung für die wirksame 
Kriminalitätsvorbeugung und -bekämpfung hat. Kri­
tisch schätzt er ein, daß die Entscheidungen der Kon­
fliktkommissionen zuwenig auf sichtbar gewordene 
Tendenzen, Erfahrungen und Empfehlungen für die 
staatliche Leitungstätigkeit hin ausgewertet werden6. 
Einige Bezirksgerichte versuchen, diese Aufgabe in so­
zialistischer Gemeinschaftsarbeit zu lösen. So hat das 
Bezirksgericht Cottbus die Konzeption für seine Plenar­
tagung zur materiellen Verantwortlichkeit der Werk­
tätigen unter Mitwirkung des Vorsitzenden der Rechts­
kommission ausgearbeitet7. Auf der Grundlage dieser 
Konzeption untersuchte die Rechtskommission des 
FDGB-Bezirksvorstandes unter Einbeziehung von Ver­
tretern der Rechtskommissionen von Kreisvorstäriden 
die Tätigkeit der Konfliktkommissionen verschiedener 
Bereiche auf dem Gebiet der materiellen Verantwort­
lichkeit. Die Untersuchungen ergaben eine Reihe posi­
tiver Beispiele des Wirksamwerdens der Konfliktkom­
missionen, zeigten aber auch, welche Probleme noch 
geklärt werden müssen. Die Auswertung der Ergebnisse 
der Untersuchungen mit Vorsitzenden von Konflikt­
kommissionen erweiterte den Überblick über die Pro­
bleme und Erfahrungen der Konfliktkommissionen und 
schuf gute Voraussetzungen für eine umfassende Anlei­
tung der Kreisgerichte und Konfliktkommissionen durch 
die Dokumente des Plenums des Bezirksgerichts. Die 
gemeinsame Auswertung der Ergebnisse der Plenar­
tagung verstärkte sicherlich die Wirkung dieser Bera­
tung. Diese gute Arbeitsweise gewährleistet die Aus­
arbeitung von übereinstimmenden Leitungsentscheidun­
gen durch die verschiedenen für die Anleitung der ge­
sellschaftlichen Gerichte verantwortlichen Organe. 
Über ein ähnliches Beispiel guter Gemeinschaftsarbeit 
berichtet das Bezirksgericht Gera. Auf einer Rechtskon­
ferenz des FDGB-Bezirksvorstandes wurden in Form 
eines Kolloquiums in Zusammenarbeit mit der Juristi­
schen Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena 
und dem Bezirksgericht arbeitsrechtliche Fragen bei der 
Durchsetzung der Strukturpolitik im Bezirk behandelt8. 
Die Ergebnisse dieser Beratung werden auf Beschluß 
des Sekretariats des Bezirksvorstandes in den Sekre­
tariaten der Kreisvorstände ausgewertet.
Die Einschätzungen einiger Bezirksgerichte machen aber 
auch einige Schwächen der Vereinbarungen zwischen

6 Vgl. „Komplexe Vorbeugung a. a. O., S.12 (Ziff. 2.3.).
7 vgl. den Auszug aus dem Bericht des Präsidiums an das 
Plenum des Bezirksgerichts Cottbus in NJ 1970 S. 148 f. und 
Rudelt /F. Kaiser, „Zur Entwicklung der Leitung der Recht­
sprechung auf dem Gebiet der arbeitsrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit der Werktätigen“, NJ 1970 S. 133 ff., insb. 
S. 134.
8 Auszüge aus den Materialien dieses Kolloquiums veröffent­
lichte der FDGB-Bezirksvorstand Gera in seinem Publika­
tionsorgan „Arbeitsrechtliche Informationen“ 1969, Nr. 11/12.
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